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„Das Grundeinkommen soll ein Leben in Würde ermöglichen, Anreize für einen höheren Lebensstandard bestünden weiter“ (Ute Fischer) FOTOS: RETAR.DE

Sie sind nicht gegen Ar-
beit, aber gegen den
Zwang, um jeden Preis
Geld verdienen zu müs-
sen: Ute Fischer (40) und
Sascha Liebermann (38),
Arbeitssoziologen an der
Uni Dortmund, plädieren
für ein „bedingungsloses
Grundeinkommen“

DIE FORSCHER

INTERVIEW ANDREAS WYPUTTA

taz: Frau Fischer, Herr Lieber-
mann, was haben Sie eigentlich
gegen Arbeit?
Ute Fischer:Garnichts. Icharbei-
te fürmein Leben gern, wenn ich
die Dinge tun kann, die mich an-
treiben.

Aber beide fordern Sie ein
„bedingungsloses Grundein-
kommen“. Das würde dazu füh-
ren, das weniger Menschen ar-
beiten müssen, arbeiten wür-
den.
Sascha Liebermann: Weniger
müssen schon.Ob sieweniger ar-
beiten würden, sei dahingestellt.
Angesichts unserer Lage – ein
enormer Wohlstand bei zugleich
hoher Arbeitslosigkeit – stecken
wir in einer Sackgasse. Selbst
nach den konservativen Schät-
zungen der Bundesregierung su-
chen mindestens fünf Millionen
Menschen eine Arbeit, und sie

werden angehalten, dies ernst-
haft zu tun. Das „Merkblatt für
Arbeitslose“ der Bundesagentur
droht deutlich mit Sanktionen.
Mit unserem Modell des bedin-
gungslosen Grundeinkommens
dagegen fiele der Zwang zur Er-
werbsarbeit weg. Das heißt aber
nicht, dass alle untätig in der
Ecke sitzen würden. Einen Beruf
ergreift man doch auch heute
nicht aus einem Zwang zur

Selbstversorgung, sondern viel-
mehr aus einer innerenMotivati-
on heraus. Und die ist doch die
Grundlage für den beruflichen
Erfolg, egal in welchem Bereich.
Unser Modell des bedingungslo-
sen Grundeinkommens würde
den Bürgern die Freiheit geben,
das zu tun, was sie wirklich wol-
len – ohne den Zwang, es um je-
den Preis in Geld ummünzen zu
müssen.
Fischer: Außerdem wird das
Grundeinkommen natürlich nie
so hoch sein, dass man sich alles
leistenkann. Es soll nureinLeben
in Würde ermöglichen. Finanzi-
elle Anreize für einen höheren
Lebensstandard bestünden also
weiter.

Soso. Wie viel sollte denn je-
der bedingungslos in die Tasche
gesteckt bekommen?
Fischer: Wir nennen keine kon-
kreten Zahlen.

Warum nicht?
Fischer: Weil dann jeder auf dem

jetzigen Niveau der Preise aus-
rechnen würde, was das für ihn
selbstbedeutete, oberdamit aus-
käme, welcher Lebensstandard
möglich wäre. Das ist aber zu
konkret. Auch wir wissen nicht,
wie sich Preise und Lohnniveau
unter der Bedingung eines
Grundeinkommens verändern
würden. Derzeit versuchen wir,
unsere Idee möglichst klar ins
Gespräch zu bringen. Späterwer-

den Details zu diskutieren sein.
Liebermann:DasGrundeinkom-
men sollte so hoch wie möglich
sein, das ist für uns die Formel.
Wir sprechenhiernichtübereine
irgendwie geartete Absicherung
gegen Armut, sondern um eine
genuin politische Forderung: die
Ermöglichung von Freiheit. Eini-
ge würden sicherlich auf ein zu-
sätzliches Erwerbseinkommen
verzichten, weil sie das, was sie
machen wollen, gar nicht auf
demArbeitsmarkt verwirklichen
können.Das ist dochheute schon
der Lebensentwurf vieler Men-
schen. Denken Sie doch nur an
Künstleroderauchandie schwie-
rige Lage fürWissenschaftler.

Hinter Ihrer Forderung steht
also auch ein privates Interesse?
Liebermann: Natürlich sind wir
alsNachwuchswissenschaftler in
der typischen Situation. Unsere
Verträge laufen bald aus. Im Mo-
ment können wir nur hoffen, et-
was Anderes zu finden. Aber die
Lage an denUnis ist so schwierig,
dass wir befürchten müssen,
nicht mehr machen zu können,
was uns interessiert. Mit dem
Grundeinkommen dagegen
könnten wir weiterforschen. Wir
wären nicht mehr abhängig von
der Universität, müssten aber
auch nicht mehr irgendwelche
Stellen annehmen, für die wir
uns nicht interessieren.
Fischer: Ich würde gern unter
den Bedingungen eines Grund-
einkommens leben. Das würde
mein Leben und das meiner Fa-
milie extrem erleichtern. Man
würde den Anforderungen bes-
sergerechtwerden,nichtnurden
Kindern, sondern auch unserer
Forschung gegenüber.

Sie betonen immer wieder,
dass gerade Kinder unter dem
derzeitigen Zwang beider Eltern
zur Erwerbsarbeit leiden.
Fischer: Ja, das ist so. Und das ist
in anderen Ländern noch viel
stärker zu beobachten. Es gibt
haarsträubende Berichte etwa
aus den Vereinigten Staaten, wo
sich eine Arbeitskultur ausge-
breitet hat, in der für Kinder ge-
rade noch eine geblockte Stunde
amAbendbleibt: die sogenannte
„quality time“. Das ist haarsträu-
bend, schrecklich. Für Kinder
kann das nicht förderlich sein.

Statt Arbeitszwang könnten
also paradiesische Zustände
herrschen. Schuld an der gegen-
wärtigen Misere sei ausgerech-
net die Politik, kritisieren Sie.
Die schaffe mit dem immer

noch propagierten Ideal der
Vollbeschäftigung erst das Pro-
blem, das sie zu lösen vorgebe.
Warum?
Liebermann: Betrachten Sie
dochnurdieSlogansderParteien
der vergangenen Bundestags-
wahlen. Die CDU plakatierte „So-
zial ist, was Arbeit schafft“, die
SPD „Arbeitsplätze sind für uns
die schönsten Plätze in Deutsch-
land“. Die Grünen warben mit
„Brüder, durch Sonne zur Arbeit“
für die Solarenergie, und selbst
die Linke warmit „Arbeit soll das
Land regieren“ dabei. Es ist doch
geradezu bezeichnend, dass die
Zugehörigkeit des Einzelnen zu
einer Gesellschaft nur über die
Arbeit definiert wird. Dabei geht
es doch nicht mehr um die Leis-
tung, die jemand erbringt, son-
dern allein um den Arbeitsplatz.
Der Politik ist es völlig egal, was
jemand macht, und wenn er die
Blätter im Park zum Trocknen
umdreht. Das macht auch die
Sinnlosigkeit staatlicher Be-
schäftigungsprogramme aus.
Der Begriff der Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme kommt nicht
von irgendwoher. Ein Irrsinn!
Nur nebenbei: Freiheit ist kein
Paradies, sondern eine Heraus-
forderung.

Die Politik ist irrsinnig?
Liebermann: Die Politik kann
sich von ihrem bornierten Ar-
beitsbegriff nicht lösen. Dahin-

ter steckt auf der Linken wie auf
der politischen Rechten – wenn
man diese Bezeichnungen über-
haupt noch verwendenwill – das
Gleiche:Manglaubt, derEinzelne
könne nicht Bürger und vollwer-
tiger Mensch sein, ohne einer Er-
werbsarbeit nachzugehen.
Fischer: Das ist ja genau diese
verkürzte SichtderDinge, diewir
kritisieren. Wir wollen natürlich,
dass die Leute Sinnvolles tun.
Sinnvoll ist Arbeit aber nicht um
ihrer selbst willen, sondern nur,

wenn sie eben nicht von Maschi-
nenersetztwerdenkann.EineTä-
tigkeit, dieeigentlich imZugeder
Automatisierung wegrationali-
siert werden könnte, wird jeder
Mensch als sinnlos betrachten.
Das ist doch der Charme unseres
Modells.DieLeutehättenendlich
dieMöglichkeit,Dinge zu tun,die
sie für sinnvoll halten.

Welche?
Fischer:Daskannsichdoch jeder
selbst ausmalen! Denken Sie
etwa an den familiären Bereich.
Oder betrachten sie uns: Wir
streiten politisch, ich bin Traine-
rin in einem Sportverein. Auch
vieleKünstler sindheutenurpre-

kär abgesichert. Wir vertrauen
darauf, dass die Menschen selbst
wissen, was sinnvoll ist. Gerade
wenn der Zwang zur Erwerbsar-
beit wegfällt, kann sich jeder
dort, wo er seine Neigungen und
Interessen hat, engagieren.
Liebermann: Außerdem würde
das bedingungslose Grundein-
kommen fürmehr Innovationen
sorgen und unser Land so im
Wettbewerb stärken.

Warum denn auch das noch?
Liebermann: Eben weil der
Zwang zur Erwerbsarbeit wegfie-
le. In dem Moment, in dem sich
Menschen freiwillig, ohne den
Zwang, um jeden Preis Geld ver-
dienen zu müssen, an ein Unter-
nehmen binden, fühlen sie sich
ihm viel stärker verpflichtet.
Danngeben sie auchwirklichdas
Beste. Schließlich müssen sie
nicht bleiben, sondern können
jederzeit gehen. Das Gleiche gilt
natürlich auch für Arbeitgeber.
Auf soziale Belange müssten Un-
ternehmen keine Rücksicht
mehr nehmen. Beschäftigt wer-
den würden nur die Besten, die
mit großem persönlichen Enga-
gement arbeiten. Und das würde
natürlich die Wettbewerbsfähig-
keit stärken. Denn innovativ ist
natürlich nur derjenige, den sei-
ne Arbeit begeistert, der eigene
Ideen einbringt, nicht derjenige,
der zur Arbeit gezwungen wird
und nur seinen Jobmacht.

Die Wirtschaft wird sich
trotzdem bedanken. Irgendwer
muss Ihr Grundeinkommen
schließlich finanzieren.
Liebermann: Die Summe der so-
zialen Transferleistungen liegt
derzeit bei rund 720 Milliarden
Euro. Das ist doch eine irre Sum-
me. Umgerechnet bedeutet das
schon heute ein Grundeinkom-
men von rund 8.000 Euro im
Jahr. Das ist doch schon nicht
schlecht. Faktisch haben wir also
schon ein Grundeinkommen.
Dessen Verteilung aber ist über
unsere Sozialbürokratie mit ih-

ren Kontrollaufgaben, die Rie-
sensummen verschlingt, wahn-
sinnig umständlich konstruiert.
Diese bräuchten wir dann nicht
mehr in der Form. Wenn die
Staatsquote 48 Prozent beträgt,
dann heißt das doch, dass schon
heute fast jeder zweite Bürger
vollkommen von Subventionen
lebt. Gleichzeitig würde die radi-
kale Automatisierung, die das
Grundeinkommen ermöglichte,
einen unglaublichen Produktivi-
tätsschubauslösen.Die Finanzie-
rungsproblematik stellt sich also
garnicht:DieGrundlagen fürun-
serModell sinddochheute schon
vorhanden.

„Die Leute sollen Sinnvolles tun“

„Es ist doch geradezu bezeichnend,
dass die Zugehörigkeit des Einzelnen
zu einer Gesellschaft immer nur über

die Arbeit definiert wird“

„Auf soziale Belange müssten
Unternehmen keine Rücksicht mehr
nehmen. Beschäftigt würden nur die

Besten, die mit Engagement arbeiten“

„Mit dem Grundeinkommen wären auch wir Nachwuchsforscher nicht mehr abhängig von der Uni“ (Liebermann)

Erst ein „bedingungsloses Grund-
einkommen von der Wiege bis
zur Bahre“ für jede Bürgerin, je-
den Bürger egal welchen Alters
ermöglicht Freiheit, jedeR könnte
das tun, was für sinnvoll gehalten
wird. Diese These vertritt eine
Gruppe jüngerer Soziologen und
Volkswirte aus Köln, Unna und
Frankfurt, der Ute Fischer und Sa-
scha Liebermann angehören.

Unterstützung erhalten Lieber-
mann und Fischer auch von Un-
ternehmerseite. So fördert etwa
Götz Werner, Chef der Drogerie-
marktkette DM, das Projekt der
Nachwuchswissenschaftler und

„FREIHEIT STATT VOLLBESCHÄFTIGUNG“

versucht, die Idee der „Freiheit
statt Vollbeschäftigung“ in die Öf-
fentlichkeit zu tragen.

Am 10. Februar wird Werner auch
an einer Podiumsdiskussion der
Universität Dortmund zum The-
ma teilnehmen. Aus Anlass der
Verabschiedung des Soziolo-
gieprofessors Hartmut Neuen-
dorff streiten der Dortmunder
Volkswirt Wolfram Richter, der
Berliner Politikwissenschaftler
Claus Offe, der Dortmunder Phi-
losoph Lutz Wingert sowie Sa-
scha Liebermann. WYP

www.freiheitstattvollbeschaeftigung.de


